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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Wolfgang Billep, Aufent- 
halt unbekannt, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
6. Deutschen Bundestag vom 28. September 1969 in 
der Gemeinde Nottensdorf, Kreis Stade 

— Az. 15/69 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Frehsee 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 

Bonn, den 11. Dezember 1969 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, 

Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle Frehsee 

V orsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudisache VI 349 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 15/69 — des 
Wolfgang Billep, Aufenthalt unbekannt, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 in der Gemeinde 
Nottensdorf, Kreis Stade, 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 15. September 1969 hat der 
Einspruchsführer über das Büro des Niedersäch- 
sischen Landtages Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag in der 
Gemeinde Nottensdorf, Kreis Stade, eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor, 

zum dritten Male seien ihm die Wahlkarten nicht 
zugeleitet worden. 

Aus den vom Präsidenten des Niedersächsischen 
Landtages beigefügten Unterlagen ergibt sich, 
daß der Einspruchsführer in mehrfachen Einga- 
ben als seine Adresse „2152 Schragenberg/Post 
Horneburg NE" angegeben hatte. Alle Schreiben, 
die an diese Adresse gesandt wurden, seien 
jedoch mit dem Vermerk „Empfänger unbekannt 
verzogen" zurückgekommen. 

Nach Angaben der zuständigen Gemeinde Not- 
tensdorf sei der Einspruchsführer dort auch nicht 
mehr gemeldet, wahrscheinlich aber nach Ham- 
burg verzogen, wofür auch spreche, daß sein letz- 
tes Schreiben mit „Hamburg, den 15. September 
1969" datiert worden sei. Eine entsprechende 
Auskunft der Behörde für Inneres der Freien und 
Hansestadt Hamburg habe ergeben, daß der Ein- 
spruchsführer am 14. April 1965 nach Horneburg 
(Niedersachsen), Schragenberg 20, verzogen sei. 

Mit Schreiben vom 14. November 1969 teilt die 
Gemeinde Nottensdorf, Kreis Stade, mit, der Ein- 
spruchsführer habe in der dortigen Gemeinde 
weder mündlich noch schriftlich einen Wahlschein 
beantragt. Aus diesem Grunde seien ihm auch 
keine Wahlscheinunterlagen zugeleitet worden. 
Im übrigen sei der Einspruchsführer seit dem 


11. Juni 1965 nicht mehr in der Gemeinde Not- 
tensdorf wohnhaft. Seit 1965 lebe in seiner an- 
geblichen Wohnung in Schragenberg 20 eine an- 
dere Familie. Der Einspruchsführer sei ohne Ab- 
meldung von dort verzogen, sein gegenwärtiger 
Aufenthalt sei unbekannt; es könne jedoch sein, 
daß er sich ohne Anmeldung in Hamburg auf- 
halte. 

Die Gemeinde teilt weiter mit, seit 1965 werde 
von fast sämtlichen Dienststellen und Behörden 
nach der Anschrift des Einspruchsführers ge- 
forscht. Alle entsprechenden Bemühungen seien 
jedoch vergeblich gewesen. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen, jedoch aus nachfol- 
genden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Voraussetzung für die Zusendung der Wahlunter- 
lagen ist eine Anschrift, unter der der Wahlberech- 
tigte erreicht werden kann. Nach den amtlichen Aus- 
künften ist jedoch eine entsprechende Adresse des 
Einspruchsiührers nicht bekannt. Er hat aus diesem 
Grunde seinen Ausschluß vom Wahlrecht selbst zu 
vertreten. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgcsetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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